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Reform in der Arbeitsmarktpolitk und soziale Beschäftigungsprojekte

Die Massenarbeitslosigkeit in unserem Land verletzt unsere grüne Vorstellung von Gerechtigkeit elementar. Und zwar in allen Dimensionen des Gerechtigkeitsbegriffes. Deshalb ist die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit die zentrale Aufgabe einer auf Gerechtigkeit ausgerichteten grünen Partei.

Die Ursachen der Arbeitslosigkeit sind konjunktureller, struktureller und zum Teil auch psychologischer Art. Mit Einzelmaßnahmen wird man sie nicht wirksam bekämpfen können. Deshalb kommt es darauf an, ein Gesamtpaket zu verabschieden, das zu mehr Investitionen in Arbeit und damit zu weniger Arbeitslosigkeit führt. Die sog. „Agenda 2010“ und bereits zuvor auf den Weg gebrachte Maßnahmen unter den Stichworten "Job-Aqtiv-Gesetz und "Hartz-Reformen" bilden nach meiner Überzeugung ein solches Gesamtkonzept. 

Natürlich kann ich die Kritik an Einzelpunkten verstehen. Aber es ist schon eine Frage, ob man ein Gesamtkonzept vor Augen hat, oder Einzelmaßnahmen, die man Punkt für Punkt erörtert. Wenn man mich fragt, ob ich für die Kürzung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld bin, dann sage ich erst mal nein, weil ich weiß, das trifft die kleinen Leute. Aber wenn es darum geht ein Gesamtkonzept umzusetzen, das über die Senkung der Lohnnebenkosten zu mehr Arbeit führt und das mit der neuen Arbeitsmarktpolitik jedem Arbeitslosen ein Angebot macht, sieht meine Antwort anders aus. Nichts trifft die kleinen Leute mehr, als wenn die Arbeitslosigkeit bleibt wie sie ist.  Deshalb will ich zuerst zur den begonnenen und geplanten Reformen in der Arbeitsmarktpolitik etwas allgemeiner ausführen und dann zur Problemstellung der sozialen Beschäftigungsträger und Projekte und der in Ihnen beschäftigten Menschen kommen.

Die Hartzreformen und die darüber hinaus gehende Vorschläge aus der Agenda 2010,  sind ein umfassendes Reformprojekt unseres Arbeitsmarktes. Sie reformieren die Riesenbehörde der Bundesanstalt für Arbeit, sie stoppen den Verschiebebahnhof, den wir bisher durch die Aufteilung in langzeitarbeitslose Sozialhilfeempfänger und Arbeitslosenhilfeempfänger haben. Dazu kommen Reformen beim Kündigungsschutz, die vor allem die psychologischen Hürden für Einstellungen abbauen helfen, ohne das soziale Recht auf Schutz vor Kündigung aufzugeben. Natürlich steckt hier der Teufel im Detail. Und Hartz und die Agenda 2010 müssen auch wirklich erst umgesetzt sein, um wirken zu können. Wichtig ist, dass wir die Veränderungen natürlich nur so machen können, dass sie auch finanzierbar sind. 

Die Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe mit der Sozialhilfe für arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger ist ein richtiger Schritt, weil das Nebeneinander verschiedener Transfersysteme wirklich absurd ist. Und weil bei einer weitgefassten Defintion von "Erwerbsfähigkeit" bzw. "Arbeitsmarktnähe" mehr Menschen in Zukunft auch die Angebote der Arbeitsämter beanspruchen können. Denn rund ein Drittel der heutigen SozialhilfeempfängerInnen ist grundsätzlich erwerbsfähig. Wir werden uns ganz entschieden für eine weitgefasste Definition von "erwerbsfähig" stark machen, so dass diese Menschen zukünftig von der Sozialhilfe in das Arbeitslosengeld II kommen und die Betreuung und Angebote der BA erhalten. 

Natürlich ist die Höhe des neuen sog. „Arbeitslosengeld II“ auf dem Niveau der alten Sozialhilfe problematisch, weil er für einen Teil der Arbeitslosenhilfebezieher einer Kürzung gleich kommt. Und zwar für den Teil, der bisher ein relativ hohes Arbeitslosengeld bzw. Arbeitslosenhilfe aufgrund früherer gutbezahlter Anstellung erhalten hat. Man muss dabei aber auch wissen, dass 70 % der Arbeitslosenhilfeempfänger heute weniger bekommen als den Sozialhilfesatz. Von besonderer Bedeutung ist allerdings, dass die Altersersparnisse der Arbeitslosengeld II-Empfänger nicht angetastet werden dürfen und  dass diese wesentlich mehr ihres Dazuverdienstes behalten dürfen, als bei der alten Sozialhilfe. 

Und zum anderen ist die Frage der Bewertung natürlich abhängig davon, ob es sich einfach um eine Kürzung einer sozialen Transferleistung handelt oder ob mit der Neuorganisation der Arbeitsverwaltung die Chance aus der Arbeitslosigkeit herauszukommen wirklich verbessert wird. Ich bin der Überzeugung, dass dies gelingen kann in den weiteren Beratungen mit unserem Koalitionspartner, den Ministerien, der BA und den anderen Beteitligten. 

Vieles hängt nun vom Detail ab. Davon, wie die künftigen Job-Center organisiert werden. Die Bundesanstalt für Arbeit muss reformiert werden und viel effektiver vermitteln. Auch die aktive Arbeitsmarktpolitk muss besser organisiert werden. Aber es kann nicht sein, dass die Job-Center sich nur um die Leichtvermittelbaren kümmern und man den Rest vergißt. Zur Frage des Kriteriums der "Erwerbsfähigkeit" habe ich mich ja eben schon klar geäußert. Und deswegen ist es zudem wichtig, dass kommunale Mitarbeiter in den Job-Centern sind, die sich um die Langzeitarbeitslosen kümmern. Denn die kommunalen Stellen haben über die Jahre zumeist eine unerläßliche Kompetenz und Kenntnisse über wichtige Klientelgruppen und die regionale und lokale Situation erworben, die in den Jobcentern benötigt werden wird. Wir werden uns deshalb auch dafür einsetzen, dass BA und kommunale Stellen in den zukünftigen Jobcentern zusammenarbeiten und dies nicht eine alleinige Angelegenheit der BA wird.

Und damit kommen wir zu dem Bereich der sozialen Beschäftigungsprojekte und Beschäftigungsprogramme. Unserer Meinung nach haben diese jetzt und auch in Zukunft eine wichtige unerläßliche Aufgabe. Generell gilt:  Es gibt in unserem Land Menschen, die arbeiten können (und wollen), die aber nicht so ohne weiteres in der ersten Erwerbsarbeitsmarkt vermittelbar sind. Es gibt nicht nur Arbeitsfähige und nicht Arbeitsfähige, sondern etwas dazwischen. 

Es ist ein Trugschluss zu glauben, die Menschen sind allesamt, über Fördern und Fordern, über Jobcenter und Personalserviceagenturen und so weiter, dahin zu bekommen, sich im ersten Arbeitsmarkt behaupten zu können. Ebenso ist es ein Trugschluss zu glauben, die Gesellschaft könne es sich leisten, die Übrigen als "Restmasse" sich selbst und der sozialen Ausgeschlossenheit zu überlassen. Wir müssen vielmehr davon ausgehen und akzeptieren, dass es immer einen Teil in der Bevölkerung geben wird, die aus unterschiedlichen Gründen nicht erwerbsfähig unter Gesichtspunkten des ersten Arbeitsmarktes sind und auch nur sehr schwer, dort hinkommen können. Was aber auch nicht per se ausgeschlossen werden kann und daher die Möglichkeiten offen gehalten werden müssen, dass solche Menschen es doch einmal schaffen können. Deshalb sind soziale Beschäftigungsmaßnahmen und Qualifizierungsmaßnahmen für schwerer Vermittelbare unabdingbar und sie sollen auch in Zukunft nach dem 01.01.2004 in Kooperation mit den neu zu gründenden Jobcentern eine wichtige Rolle spielen.

Doch im Zuge des begonnenen Umbaus der Arbeitsmarktpolitik hat sich inzwischen nicht nur die Bundesanstalt zurückgezogen aus Bereichen, die sie als „versicherungsfremde Leistungen“ ansieht. Auch Bundesländer ziehen sich im Schatten der BA zurück. Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen haben zum Beispiel 70% ihrer Haushaltsansätze für die Arbeitsmarktintegration von Langzeitarbeitslosen und Jugendlichen gekürzt. Und auch zahlreiche Kommunen nutzen die Gelegenheit zum Sparen, indem sie die Finanzierung von Projekten im Rahmen von „Hilfe zur Arbeit“ einstellen, weil ihre ausschließliche Zuständigkeit für SozialhilfeempfängerInnen durch die Einführung des ALG II erlischt. Allerdings erst zum 01.01.2004, doch sie beginnen damit schon jetzt. Die Folge: Maßnahmen für ältere ALHI/SoHi-Empfänger und für Jugendliche brechen momentan weg, da es keine Förderzusagen über den Sommer hinaus gibt. Doch die neuen Instrumente der Jobcenter und Personalserviceagenturen stehen noch nicht in diesem Jahr. Förderungswillige sowie Träger sind ohne Perspektive.

Hier wird vorschnell das alte Haus eingerissen, bevor das neue bezugsfertig ist.  Es ist unsere Aufgabe, dafür zu sorgen, dass hier kein Kahlschlag stattfindet. Ansonsten würden seit langem arbeitende Strukturen und Projekte aus kurzfristigen Gesichtspunkten zerschlagen, die auch im nächsten Jahr in der Kooperation mit den Jobcentern benötigt werden. Das wäre unsinnig und unwirtschaftlich. Ganz abgesehen von den Beschäftigten in diesen Maßnahmen, für die bis ins nächste Jahr alternative Angebote fehlen würden. Wir werden uns deshalb in den Beratungen mit den Ministerien und unserem Koalitionspartner dafür stark machen, dass wir für die Phase des Übergangs eine Überbrückung für Beschäftigungs- und Qualifizierungsmaßnahmen von Langzeitarbeitslosen und arbeitslosen Jugendlichen schaffen. Noch in diesem Frühjahr muss dies in der Regierungskoalition entscheiden werden.

